
Wahlkampftour gestartet 

Neuanfang für Deutschland 
*fc zwei Großkundgebun- 
gen in Essen und Köln ist die 
Un'on in die heiße Wahl- 

kampfphase gestartet. 
In ihrer Rede warf Kanz- 

lerkandidatin Angela Mer- 
*el Bundeskanzler Gerhard 
cnröder Versagen in der Ar- 

beitsmarktpolitik vor und 
Warb für das Regierungspro- 
§ramm der Union. „Wir brau- 
chen     einen      politischen 

Wechsel in Deutschland", 
forderte Angela Merkel. Am 
18. September gehe es „um 
das Schicksal unseres Lan- 
des". Die Kanzlerkandida- 
tin von CDU und CSU kün- 
digte an, im Fall eines Wahl- 
sieges die soziale Marktwirt- 
schaft „wieder auf Vorder- 
mann zu bringen". Das Land 
stehe angesichts von fünf 
Millionen Arbeitslosen      • 
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vor großen Herausforde- 
rungen. Die geplante Wahl 
im September sei eine „Rich- 
tungswahl",die über Deutsch- 
lands Zukunft bis zum Jahr 
2009 entscheide. „Vorfahrt 
hat in den nächsten Jah- 
ren alles, was Arbeitsplätze 
schafft", erklärte Angela 
Merkel. Dem Kanzlerwarf sie 
vor allem Versagen in der Ar- 
beitsmarktpolitik vor. Schrö- 
der hatte betont, er habe die 
Wiederwahl nicht verdient, 

wenn die Arbeitslosigkeit 
nicht deutlich sinke. „Genau 
an diesen Worten muss man 
ihn messen", betonte Merkel 
untergroßem Beifall.Täglich 
gingen 1.000 Sozialversiche- 
rungspflichtige Beschäfti- 

gungsverhältnisse verloren, 
40.000 Firmenpleiten pro 
Jahr sprechen eine deutliche 
Sprache. Deshalb seien auch 
die Finanzreserven der so- 
zialen Sicherungssysteme 
aufgebraucht. „Wir sind teu- 
rer als andere, also müssen 
wir besser sein als andere. Es 
muss endlich Schluss sein 
mit Rot-Grün", forderte die 
CDU-Vorsitzende. „Jeder 
Einzelne muss sich vor dem 
18. September fragen: Was 
wird aus meinem persönli- 

chen Leben?" Einer großen 
Koalition erteilte die Partei- 
und Fraktionsvorsitzende 

eine klare Absage. Deutsch' 
land brauche einen „politi- 
schen Wechsel" mit einer 
bürgerlichen Mehrheit und 
einer starken Union. Wer * 
wie einige Bundesminister 

der SPD - fünfeinhalb Wo- 
chen vor der Bundestags- 
wahl als schönste Variante 
eine große Koalition an die 
Wand male, „der hat es doch 
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aufgegeben, selbersiegen zu 
wollen", so ihr Fazit. Darüber 
hinaus würden Einzelne in 
der SPD bereits ein Bündnis 
m't der Linkspartei planen. 
Dass die Spitzenkandidaten 
der Linkspartei, Gregor Gy- 
si und Oskar Lafontaine, 

Deutschland aus der Krise 
'ühren könnten, würden 
abernicht einmal die Wähler 
der Linkspartei selbst glau- 
ben. Schröder wolle weder 
eiri Bündnis mit der Links- 
Partei noch eine große Koali- 
t'on. „Und so, wie sich die 
Lage darstellt, folgt daraus 
messerscharf, dass er nach 
dem 18. September nichts 
mehr zu sagen hat." 

Die Kanzlerkandidatin 
warb bei ihren Auftritten in 
^Ssen und Köln auch bei der 
alteren Generation um Ver- 
ständnis für die geplante Er- 
höhung der Mehrwertsteuer 
v°n 16 auf 18 Prozent. Wenn 

im Gegenzugdie Lohnneben- 
kosten gesenkt werden kön- 
nen und neue Arbeitsplätze 
entstehen, dann sei das auch 
imlnteressederRentner.Nur 
durch neue Arbeitsplätze und 
damit neue Beitragszahler 
seien die Rentenkassen zu 
stabilisieren, „denn schon in 
diesem Herbst werden ihre 
Renten auf Pump ausge- 
zahlt". Die CDU-Vorsitzende 

verwies darauf, dass sich zu- 
dem bei Mieten, Lebensmit- 
teln und Kulturgütern bei 
der Mehrwertsteuer nichts 
ändere, für diese Güter gel- 
te weiterhin der ermäßigte 
Mehrwertsteuersatz von sie- 

ben Prozent. 
Die Kanzlerkandidatin 

der Union sprach sich zudem 
fürdie Einführung von Studi- 
engebühren aus. Wenn je- 
mand 15 oder 16 Semester 
studiere und eine steuerzah- 
lende Kassiererin im Super- 

markt das mitfinanziere, 
„dann hat das mit Gerechtig- 
keit nichts zu tun", sagte 
Merkel. Man müsse darüber 
sprechen können, ob Stu- 
denten nicht Darlehen über 
einen längeren Zeitraum 
zurückzahlen sollen, wenn 
sie später einen Job anneh- 
men. Schließlich führten 
Studiengebühren dazu, dass 
sich die Ausbildung an den 
Universitäten verbessere. 

Deutschland stehe vor 
gewaltigen Herausforderun- 
gen, welche die Anstrengun- 
gen aller Menschen benö- 
tigen. Deutschland könne 
sich kein weiteres verlorenes 
Jahr leisten. Es gehe bei die- 
ser Wahl um klare Alterna- 
tiven oder „alles so zu lassen 
wie es ist und zugucken, wie 
es immer schlechter wird". 
„Deutschland braucht den 
Neuanfang" - machte An- 
gela Merkel deutlich. 
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CDU/CSU verschärfen Wahlkampf 
CDU und CSU werden in 
der heißen Wahlkampf pha- 
se verstärkt auf die Nega- 
tivbilanz der Bundesregie- 
rung hinweisen. 

Die verheerende Bilanz 
von Rot-Grün werde einer 
der Schwerpunkte des Wahl- 
kampfes sein, kündigte Ge- 
neralsekretär Kauder nach 
einem Strategietreffen der 

Parteispitzen von CDU und 
CSU an. Zugleich werde die 
Union anhand ihres Regie- 
rungsprogramms aufzeigen, 
wie Deutschland aus der 
Krise geführt werden könne. 

„Schröder ist ein virtuel- 
ler Spitzenkandidat, der nur 
noch eigene Denkmalpflege 
betreibt", betonte Kauder. 
Längst planten die Sozialde- 
mokraten die Zeit nach Schrö- 
der. In diesem Zusammen- 
hang zitierte der Generalse- 
kretär ein aktuelles Interview 
mit Forsa-Chef Manfred Güll- 
ner. Danach räumt der Mei- 
nungsforscher dem Kanzler 
keine Chance mehr bei der ge- 

planten Bundestagwahl ein. 
Denkbar sei ein Ergebnis für 
die SPD von „maximal 33 Pro- 
zent", so Güllner in der „Zeit". 
Umfragen würden ergeben, 
dass die rot-grüne Koalition 
keine Chance mehr habe, 
durch den Wähler bestätigt zu 
werden. In jeder anderen Par- 
teienkostellation aber werde 

CDU-Generalsekretär Volker Kauder und CSU-Generalsekretär Markus Söder 

Schröder nicht mehr Kanzler 
sein. Die SPD verschweige 
also, wer sie nach dem Wahl- 
tagführe und obsienichtdoch 
eine Koalition unter Ein- 
schluss der Linkspartei ein- 
gehe, so Kauder. 

Die Wählerinnen und 
Wählerim Land müssten wis- 
sen, dass es am 18. Septem- 
ber um eine Schicksalswahl 
gehe. Konkret gehe esumdie 
Frage, ob Deutschland mit 
der Union eine echte Chan- 
ce auf einen Wiederaufstieg 
habe oder ob alles beim rot- 
grünen Trott bleibe. Zudem 
müsse sich jeder Einzelne 
fragen, ob er das „Risiko 
von Rot-Rot-Grün"eingehen 
wolle oder ob er einer „star- 
ken und stabilen Regierung 

den Vorzug" gebe. Alles, was 
der Kanzler derzeit dazu er- 

zähle, spiele nach der Wahl 
keine Rolle mehr, da er dann 
nicht mehr da sei. Kauder er- 

innerte an das Beispiel Ber- 
lin: Wowereit sei zunächst 

eine große Koalition einge- 
gangen, um bei der erst be- 
sten Gelegenheit das Bünd- 
nis aufzukündigen und eine 
rot-rote Regierung zu bilden- 

Des Weiteren erklärte 

der Generalsekretär, dass 
die CDU in den neuen Län- 
dern die „stärkste politische 
Kraft" werden wolle. „Daran 
werden wir in den nächsten 
Wochen alles setzen", fügte 
er hinzu. Außerdem werde 
die Union offen legen, dass 
die SPD einen „Wahlkampf 
der Unwahrheiten, einen 
Wahlkampf der Lügen" füh- 
re. Inzwischen habe die CDU 
den Kanzler zum zweiten 

Mal dabei „erwischt, dass er 
mit falschen Zahlen" agiere- 

Zugleich verwies Kauder mit 
Blick auf die Haushaltsrisi- 
ken auf eine sich anbahnen- 

de „Haushalts-Lüge". 
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Gerhard Schröder - Meister der 
Bilanzfälschung 

Die letzten Tage haben 
mehr als deutlich gezeigt: 
Kanzler Schröder versucht 
mit bewusster Bilanzfäl- 
schung sein komplettes 
Vßrsagen zu übertünchen. 

Zuerst „verrechnete" er 
S|ch beim Thema Arbeitslo- 
sigkeit: Im ARD-Sommerin- 
terview behauptete Sehro- 
hr, dass Deutschland die 

niedrigste Jugendarbeitslo- 
sigkeit^ Europa habe. Tatsa- 
che ist: Deutschland steht 
be> der Jugendarbeitslosig- 
keit nach Angaben des Stati- 
stischen Amtes der Europäi- 
schen Union lediglich an 
S'ebter Stelle. In insgesamt 
sechs europäischen Ländern 
S|nd weniger Jugendliche ar- 

beitslos als bei uns. 
Das war bereits das zwei- 

te Mal innerhalb weniger 
Tage, dass Schröder beim 
Thema Arbeitslosigkeit mit 
ta|schen Zahlen agiert. Seine 
aussage wenige Tage zuvor, 

le Arbeitslosigkeit sei heu- 
teniedrigeralsl998,warbe- 
re'ts eine bewusste Irrefüh- 
run8 der Wähler. Jetzt ver- 
sucht er auch noch, sein Ver- 
ben bei der Bekämpfung 
er Jugendarbeitslosigkeit 

schönzureden. Dieser Kanz- 
er hat es in derTat nicht ver- 
ler,t, wieder gewählt zu 

werden. 

Generalsekretär Volker Kauder 

Nächste TV-Sendung, 

nächste Lüge: In der Sen- 
dung „Münchner Runde" be- 
hauptete Schröder: „Wirsind 
hergegangen und haben ge- 
sagt, die Krankenkassen sind 
hochgradig verschuldet, wir 
müssen das in Ordnung brin- 

gen. Und sie sind nicht mehr 

verschuldet." 
Das ist falsch. Fakt ist: Die 

Verschuldung der gesetzli- 

chen Krankenkassen lag laut 
Bundesgesundheitsministe- 

rium Anfang 2005 bei rund 
vier Milliarden Euro. Ange- 
sichts steigender Arzneimit- 
telkosten ist ein Abbau der 
Verschuldung der Kranken- 
kassen auch weiterhin nicht 

in Sicht. 
Ähnlich wie bei den Ar- 

beitslosenzahlen versucht 
Schröder offensichtlich auch 
in der Gesundheitspolitik, 
das Versagen seiner Regie- 
rung durch Angabe falscher 
Zahlen bewusst zu kaschie- 
ren. Die Leidtragenden die- 
ser verlogenen Politik sind 
die fünf Millionen Arbeitslo- 
sen in Deutschland. Nach 
einer Regierungsübernah- 
me werden wir alles dafür 
tun, dass auch Jugendliche in 
diesem Land wieder eine 
Chance erhalten. 

WAHLFAKTEN.DE 

Alle    Behauptungen 
Gerhard     Schröders 
im   ARD-Sommerin- 

terview  und   in  der 
„Münchner    Runde" 
sowie die Argumen- 
te der Union finden 
Sie im Archiv unter 
http://www.wa hlfak- 

ten.de 

iwifliw —•— 
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Clever wahlkämpfen - mit dem 
CDU-Mitgliedernetz 

MITGUIDSAUSWEIS t 
Max Mustermann 
OfRUKTSDATUM 

1002 1978        06 1996 0815-0-04711 

•      B A 

if*?.     > 
g*. y. .M. / «t "            neue 

3—CDU -IUM-": 

Alle politisch Engagier- 
ten kennen aus der tagespoli- 
tischen Berichterstattung 
dasöffentliche Internetange- 
bot der CDU Deutschlands. 
Unter www. cdu.de findet 
man neben der Tagespolitik 
umfangreiche Informationen 

rund um die Partei von allen 
wichtigen Beschlüssen bis 
zur Fotodatenbank. 

Fürdie parteipolitische Ar- 

beit-vorallem im Wahlkampf 

iimm-m--strategisch 

noch wichtiger ist das interne 

Angebot, das sich gezielt nur 
an die Parteimitglieder rich- 

tet. Den Kern bildet das Mit- 
gliedernetz unter www.edu- 

net.de. 

Der Weg ins Mitglieder- 

netz ist ganz einfach. Tra- 
gen Sie die Internetadresse 

http://www.cdunet.de in 
Ihr Internetprogramm ein- 
Wenn Sie sich das erste Mal 
im Mitgliedernetz einwäh- 
len, geben Sie im ersten Feld 

Ihren Nachnamen und im 
zweiten Feld Ihre Mitglieds- 
nummer ein. Geben Sie ein- 
fach alle 10 Zahlen Ihrer Mit- 
gliedsnummer ohne Leer- 
zeichen und ohne Bindestri- 

che ein. Betätigen Sie ihre 
Eingaben mit der Schalt- 
fläche „anmelden". Danach 
füllen Sie bitte das Registrie- 

rungsformular aus und fol' 
gen den Anweisungen auf 

dem Bildschirm. 
In das CDUNet kann sich 
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Jedes Parteimitglied nach der 
tlrigabe seiner individuellen 
^DU-Mitgliedsnummer ein- 
zahlen. Für den Wahlkampf 
besonders interessant sind 
dieNavigationspunkte„Kam- 
Pagne 2005" und „Kandinet". 

Ein Klick auf den Navi- 
gationspunkt    „Kampagne 

2005" und Sie finden alles 
Wichtige auf einen Blick. In 
der Unterrubrik „Argumen- 
te" finden Sie Argumente für 
die politische Auseinander- 
setzung. Dazu zählen das Re- 
gierungsprogramm und er- 
gänzende Materialien, Argu- 
mentationskartenfüralle Po- 

Q§£D (nUh«K)«nWUf#t»cdu dt). Unter 0 

220 70 - 36? und Ober die Handy-Nummer 0151/ 12 50 * 
Mte euctt des Service»ngebot unter „Kenwerjee 2005". 
Hendbueh tx* 8ur>oe«*g*««*hl, Flugblätter, Argumente u 

St 

litikbereiche und eine Viel- 
zahl von Wahlprüfsteinen. 
SiesucheneineBroschürezur 
Außenpolitik oder zur Inne- 
ren Sicherheit? Sie brauchen 
ein aktuelles Flugblattfürden 
nächsten Wahlkampfstand? 
Einfach in die Unterrubrik 
„Materialien" klicken. Hier 
werden Sie fündig. Vom Ku- 
gelschreiber bis zur Jacke: 
Werbemittel sind ein wichti- 
ger Bestandteil des moder- 
nen Wahlkampfes. In der Un- 
terrubrik „Werbemittel" er- 
halten Sie einen Überblick 
über alle Werbemittel. Außer- 
dem finden Sie hier auch alle 
Bestellscheine und einen Link 
zu unserem e-Shop. Im Wahl- 
kampf gibt esvieleszu beach- 
ten - von der richtigen Wäh- 
leransprache bis zur Budget- 
planung. In der Unterrubrik 
„Informationen/Leitfäden" 
erhalten Sie umfassende In- 
fos rund um den Wahlkampf. 
Besonders ein Blick in unser 
Handbuch zur Bundestags- 
wahl lohnt sich. Der online- 
Wahlkampf darf natürlich 
nicht fehlen. In der Unterru- 
brik „Internet" finden Sie In- 
teressantes und Nützliches 
fürden Online-Wahlkampf. 

Für Kandidaten besonders 
wichtigsinddielnfosinderRu- 

brik „Kandinet". Hier finden 
die Kandidaten und ihre Wahl- 
kampfteams alle aktuellen In- 
formationen rund um den 
Kandidatenservice, wie z.B. 
Fototermine, Infomails etc. 
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CDU-Landesgruppe Schleswig-Holstein im Bundestag 

Lübecker Erklärung: 

Maritime Chancen des Ostseeraums 
nutzen! 

Mit dem Beitritt von Polen, 
Litauen, Lettland und Est- 
land im Jahr 2004 begann 
auch für die Ostsee-Koope- 
ration eine neue Epoche. 

Dieser Raum gehört mit 
seinen 50 Millionen Einwoh- 
nern und einem Einzugsge- 
biet von 300 Millionen Men- 
schen (Mitgliedstaaten des 
Ostseerates) zu einer der dy- 
namischsten Regionen in der 
EU. Unser Land exportiert in 
den Ostsee-Raum mehrGüter 
und Dienstleistungen als in 
die USA und nach Japan zu- 
sammen. Aber weder in einer 
der zahlreichen Regierungs- 
erklärungen des Bundeskanz- 
lers noch im rot-grünen Wahl- 
manifest findet diese Wachs- 
tumsregion Beachtung. 

Während andere Ostsee- 
Anrainer zum Teil zweistel- 
lige Wachstumsraten ver- 
zeichnen, stagniert der Anteil 
Deutschlands nicht nur, son- 
dern ist in einigen Branchen 
sogar rückläufig. Es fehlt an 
einer europäischen Meeres- 
politik ebenso wie an einem 
Konzept der rot-grünen Bun- 
desregierung zu einer Ost- 
see-Offensive. 

In vielen Bereichen der 
Ostseekooperation gilt es 
noch Hindernisse zu über- 

Wolfgang Börnsen ist Vorsitzender der 
Landesgruppe Schleswig Holstein in der 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion. 

winden, wichtige Vorausset- 
zungen  für eine erfolgrei- 
che Zusammenarbeit müs- 
sen  noch  geschaffen  wer- 
den. In wesentlichen Fragen 
herrscht noch Unklarheit: 

Ausrichtung  eines  Ener- 
gieverbands rund um die 
Ostsee 

«Vernetzung    des    See-, 
Bahn-, Luft- und Autover- 
kehrs   im   Anrainer-Ver- 
bund 
Stellenwert und Realisie- 
rung der von der EU vor- 
gesehenen ringförmigen 
Ostsee-Autobahn 
Sicherheitsmaßnahmen 
für Häfen und Schiffsver- 

kehr gegen terroristische 
Angriffe 
Einrichtung  einer  natio- 
nalen deutschen Küsten- 

wache unter Einbindung 

der Bundesmarine 
Bedingungen für die Ko- 
operation der über 100 
Universitäten/Hochschu- 

len/Institute in einem 
Forschungs- und Wissen- 

schaftsverbund 
• Maßnahmen gegen die 

problematischen russi- 
schen Schiffstransporte 

und in der Ostsee ver- 
senkten Atom-U-Boote 

• Einrichtung eines direk- 
ten deutschen Förderpro- 
gramms zur wirtschaftli- 
chen Zusammenarbeit im 
Ostseeraum. 
Deutschland muss wie- 

der Anschluss an die erfolg- 
reiche Wachstumsentwick- 
lung finden. Nur wenn auf 
nationaler, aber besonders 
auch auf europäischer Ebene 

die richtigen Impulse ge- 
setzt werden, lassen sich die 
enormen Chancen nutzen. 

Den vollständigen 
Wortlaut der „Lübecker 
Erklärung" der CDU- 
Landesgruppe Schles- 
wig-Holstein finden Sie 
online unter http:// 
www.wolf gang-boern- 
sen.de 
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Aus der CDU/CSU-Bundestagsfraktion 

Staus effektiv 
bekämpfen 

Jedesjahrdas gleiche Spiel: 
D|e Menschen freuen sich 
auf ihren wohlverdienten 
Ur|aub. Auf der Autobahn 
dann die erste Ernüchte- 
rur"g. Kilometerlange Staus 
dachen den Weg ans Rei- 
Seziel zur Strapaze. Die 
Schönsten Tage des Jahres 

eginnen immer häufiger 
Jtit Stress auf der Auto- 
bahn. 

Hintergrund ist meist die 
schlechte Qualität des Stra- 
ßennetzes. Tempolimits und 
Gefahrenschilder prägen in- 
dischen das Bild auf deut- 
en Autobahnen. Die ln- 
standhaltungsdefizite haben 
ein Ausmaß erreicht, dass 
v°n einer echten Instandhal- 
tungskrise gesprochen wer- 
den kann. Mit anderen Wor- 
ten: Deutschland lebtvonder 
Substanz, das Volksvermö- 
§en Straße verkommt. In der 
Polge erhöht sich auch die 
Ur»fallhäufigkeit in den Na- 
delöhren der schlecht ausge- 
ben Straßen, was wieder 
neue Staus mit sich bringt. 

Eineder zentralen Gestal- 
tungsfragen der Zukunft un- 
tres Landes ist deshalb der 
Prnalt und die Entwicklung 
er    Verkehrsinfrastruktur 
nd damit die Sicherung von 

Mobilität   und   Wachstum. 
Ie Union wird bei einer Re- 

Georg Brunnhuber 

gierungsübernahme dafür 
sorgen, dass die Einnahmen 
aus der seit 1. Januar 2005 
fließenden Lkw-Maut nicht 

wie bisher im allgemeinen 
Haushalt versanden, sondern 
unmittelbar einer unabhän- 
gigen Finanzierungsgesell- 
schaft zur Verfügung stehen. 
Nur so ist auch gewährlei- 
stet, dass die Mittel kein 
Spielball der Haushaltspoli- 
tik mehr sind. Eine unabhän- 
gige Verkehrsinfrastruktur- 
finanzierungsgesellschaft, 

die nach Maßgabe des Bun- 
desverkehrswegeplans über 
anstehende Baumaßnahmen 
entscheidet und dabei auch 
verstärkt Öffentlich- Private- 
Partnerschaften nutzt, ist 
das Gebot der Stunde. 

Ganz nach dem Motto 
„Straße finanziert Straße" 
wollen wir die Gelder aus der 

Lkw-Maut dafür verwenden, 
Bundesautobahnen dreispu- 
rig auszubauen, die Anwoh- 
ner in Städten und Gemein- 
den durch den verstärkten 

Bau von Umgehungsstras- 
sen vom Verkehr zu ent- 
lasten und somit dem Stau 
auf deutschen Straßen den 
Kampfansagen. 

Georg Brunnhuber ist der 
stellvertretende verkehrs- 
politische Sprecher der CDU/ 
CSU-Bundestagsfraktion. 

Wissenschaftler mit 
Haushaltsgutachten 

beauftragt 

Bundeskanzler Schröder 
und Finanzminister Eichel 
reden die Lage der öffent- 
lichen Finanzen schön. Wie 
vor der Bundestagswahl 
2002 versuchen sie erneut 
die Bürgerinnen und Bür- 
ger über den desolaten Zu- 
stand des Bundeshaushalts 
zu täuschen. 

Damals wurde die Verlet- 
zung des europäischen Sta- 

bilitätspakts und der Ver- 
schuldungsgrenze in Art. 
115 GG bis zur Bundestags- 
wahl bewusst in Abrede ge- 
stellt. Erst nach der Wahl 
wurde die ganze Wahrheit 
offenbart. 

Deshalb wird die CDU/ 
CSU-Bundestagsfraktion 
den renommierten Wirt- 
schaftswissenschaftler Prof. 
Dr. Clemens Fuest beauftra- 
gen, ein wissenschaftliches 
Gutachten zu erstellen, das 
die bestehende Situation 
und  langfristige Tragfähig- 
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keit des Bundeshaushalts 
analysiert. 

Die bislang bekannten 
Fakten überdie Entwicklung 
der Bundesfinanzen in den 
letzten sieben Jahren und die 
sich für 2005 abzeichnende 
Situation zeigen ein katas- 
trophales Bild: 

seit 2002 verstößt der 
Bundeshaushalt gegen die 
Verschuldungsgrenze des 
Grundgesetzes in Art. 115, 
m seit 2002 trägt die Neu- 
verschuldung des Bundes 
maßgeblich dazu bei, dass 
der europäische Stabilitäts- 
und Wachstumspakt und 
damit europäisches Recht 
verletzt wird, 

seit 1998 stieg die Bun- 
desschuld um über 160 Mrd. 
€an, 
• seit 1998 wurden Bun- 

desvermögen privatisiert 
und Forderungen verkauft 
in einem Volumen von über 
110 Mrd. €, 

laufende Ausgaben über- 
stiegen im Zeitraum 1998 
bis einschließlich 2005 die 
regelmäßig fließenden Steu- 
ereinnahmen um 270 Mrd. €, 
• allein im Haushalt 2005 
werden die laufenden Aus- 
gaben die regelmäßigen Ein- 

nahmen um 55 bis 60 Mrd. € 
übersteigen, bislang gedeckt 
durch Neuverschuldung und 
Privatisierungserlöse bzw. 
Forderungsverkäufe, 
• erstmals in der Geschich- 
te der Bundesrepublik wer- 

Michael Meister Ronald Pofalla Steffen Kampter 

den in diesem Jahr die Aus- 
gaben für soziale Sicherung, 
Personal und Zinsen höher 
als die Steuereinnahmen 
sein, 

bereits heute muss jeder 
fünfte Steuer-Euro für Zins- 
zahlungen ausgegeben wer- 
den und das bei einem his- 
torisch niedrigen Zinsniveau, 

• die Zinszahlungen im 
Bundeshaushalt sind mitt- 
lerweile fast doppelt so 
hoch wie die Investitions- 
ausgaben. 

Prof. Dr. Clemens Fuest 
ist Professor für Wirtschaft- 
liche Staatswissenschaften 
und Direktordes Finanzwirt- 
schaftlichen Forschungsin- 
stituts an der Universität zu 
Köln. Er ist zudem Mitglied 
des Wissenschaftlichen Bei- 

rates beim Bundesministe- 
rium der Finanzen. 
Michael Meister und Ronald 
Pofalla sind stellvertretende 
Vorsitzende der CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion, Steffen 
Kampeter ist der Obmann 

der CDU/CSU-Bundestags- 
fraktion im Haushaltshalts- 
ausschuss. 

Rot-grüne der 
Bildungs-und 

Forschungsbilanz 
vernichtend 

Die bildungs- und for- 
schungspolitische Bilanz 
von Rot-Grün ist katastro- 

phal. Während die Grünen 
wichtige Zukunftstechno- 

logien in Deutschland wie 

die Bio- und Gentechnik, 

die Forschung in der Kern- 
technik oder die Nanotech- 

nologie blockiert haben* 

hat Bundesministerin Bul- 
mahn in Grabenkriegen mit 
den Ländern Fortschritte in 
der Hochschulpolitik ver- 
zögert und Bundesminister 

Clement die Technologie' 
förderung als Spardose sei- 
nes Haushaltes benutzt. 

Die Regierung Schröder 

ist 1998 angetreten, die Aus- 
gaben für Forschung zu ver- 
doppeln. 7 Jahre später ist 
daraus eine Kürzung gewor- 
den. Bis 2004 hat die Bundes- 
regierung die Forschung5' 

mittel um 7,74% erhöht. Bei 
einer Inflationsrate von 8,4% 
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'.st dies eine reale Kürzung. 
Über diesen Misserfolg kön- 
nen die willkürlich zusam- 
mengestellten Teilrechnun- 
§en von Frau Bulmahn nicht 

hinwegtäuschen. 
Der Forschungspolitik von 

R°t-GrünfehltjedeStrategie. 
D'e Energieforschung ist auf 
v'er Ministerien zersplittert, 
deutsche Stärken werden ver- 
fielt. Obwohl die deutsche 

usionsforschung   weltweit 
Ehrend ist, wird ihr Anteil im 
Energieforschungspro- 
§rarnm heruntergefahren. 

Die rot-grüne Hochschul- 

PQ|itik der letzten Jahre hieß 
Schaffung der Habilita- 
tl0n und Verbot von Studien- 
be'trägen. Mit beiden Vorha- 
en ist die Bundesregierung 

k|äglich vor dem Bundesver- 
fassungsgericht gescheitert. 
Den Hochschulen fehlen 
heute rund 3 bis 4 Mrd. Euro 
jährlich, davon 1 Mrd. Euro 
für die Lehre und 1 Mrd. Euro 

% Investitionen und die Sa- 
nierung der Hochschulbau- 
ten- Der Investitionsstau ist 
Verschuldet durch Kürzun- 
§en der Bundesmittel fürden 
H°chschulbau um über 20% 
seit 2002. 

Das Bestreben der Bun- 

desregierung, in den Schul- 
ereich einzugreifen, ist ge- 

Scheitert. Die PISA-E-Ergeb- 
Sse haben  eindeutig ge- 
.'§t> dass in den unionsre- 

^lerten   Ländern   gute   Bil- 
Un§spolitik gemacht wird. 

Katherina Reiche 

Zudem floppt das Ganztags- 
schulprogramm. Die beim 
Programmstart angekündig- 
ten 10 000 Ganztagsschulen 
sind nicht in Sicht. Nach 2 
Jahren sind erst 460 Mio. 
Euro des 4 Mrd.-Programms 
verbaut. 

Auch die Berufsbildungs- 
novelle kam zu spät (April 
2005) und greift zu kurz. En- 
dejuli 2005 fehlten fürdas im 
September beginnende Aus- 
bildungsjahr immer noch 

169.000 Lehrstellen. 
Ein Neuanfang in der Bil- 

dungs- und Forschungspoli- 
tik ist überfällig. Gefordert 

sind u.a.: 
• Rückkehr zu einer soliden 

Forschungsförderung. 
CDU und CSU werden die 

jährlichen Investitionen in 
Forschung und Entwicklung 
zusätzlich um 1 Mrd. Euro er- 
höhen; 
• weg mit innovations- 
feindlichen Regelungen, z.B. 
grundlegende Überarbeitung 
des Gentechnikgesetzes; 

Unterstützung des for- 
schenden Mittelstands, Mo- 
bilisierung von Venture-Ca- 
pital für High-Tech-Grün- 
dungen über eine Public-Pri- 
vate Partnership-Offensive; 

Optimierung des deut- 
schen Forschungssystems 
durch engere Vernetzung 
von Hochschulen, außeruni- 
versitären Forschungsinsti- 
tuten und Wirtschaft. 

neue Perspektiven für die 

Berufliche Bildung. 
vollständige Modularisie- 

rung der Ausbildungsgänge, 
as Flexibilisierung der Aus- 
bildungsvergütungen und 
Vorrang für betriebliche 
Bündnisse für Ausbildung. 

Katherina Reiche ist die 
bildungs-undforschungspo- 
litische Sprecherin der CDU/ 
CSU-Bundestagsfraktion. 

Terrorbekämpfung 
ineffektiv und 

unverantwortlich 

Die Schily-Show zur an- 

geblichen Effektivität sei- 
ner Terrorabwehr ist un- 
verantwortlich. Innenmini- 
ster Schily ist ein guter 
Schauspieler, mehr nicht. 

Die Terrorismusabwehr 

ist bei ihm nicht in guten 
Händen. Es ist schon eine 
krasse Fehlleistung und ent- 
larvt seine Presseauftritte 
als reine Show, dass er und 
die Chefs seiner Sicherheits- 
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behörden auf Nachfrage kei- 
ne einzige Fallkonstellation 
benennen konnten, in derdie 
Sicherheitsbehörden einen 
Fall hätten aufklären können, 
der ohne „sein" Anti-Terror- 
Zentrum nicht hätte auf- 
geklärt werden können. Das 
Terrorabwehrzentrum ist 
entgegen seiner Aussagen 
nicht effektiv. 

Die Schily-Behauptung, 
die Terrorismusbekämpfung 
sei durch das von ihm ge- 
schaffene Zentrum erst ef- 
fektiv geworden, ist unzutref- 
fend. Weiter arbeiten 40 ei- 
genständige Bundes- und 
Landesbehörden.dieoriginär 

mit der Bekämpfung des Ter- 
rorismus befasst sind, neben- 
einander her, ohne im not- 
wendigen Umfang miteinan- 
der zu kommunizieren. Das 

SERVICEPUNKT 
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Download als PDF-Doku- 
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cducsu.de, Navigations- 
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Hartmut Koschyk 

in Treptow einge- 
richtete Terroris- 
muszentrum wird 
den sicherheits- 
politischen Not- 
wend igkeiten 
nicht gerecht. 

Wesentl icher 
Schwachpunkt ist 
hier vor allem die 
nicht ausreichend vertrau- 
ensvolle Zusammenarbeit 
mit den Ländern. 

Schilys Vorstellungen zur 
Anti-Terror-Datei sind un- 
brauchbar. 

Auch Schilys Ausführun- 
genzudervon derUnionge- 
forderten Anti-Terror-Datei 
sind wenig überzeugend. 
Obwohl die Einrichtung ei- 
ner gemeinsamen Datei al- 
ler mit der Terrorbekämp- 
fung befassten Sicherheits- 
behörden seit dem 9.11. 
2001 gefordert wurde, ist 
von Schily bis heute nichts 
Durchschlagendes geschaf- 
fen worden. Entgegen den 
Vorstellungen der Länder, 
die eine Volltextdatei für un- 
verzichtbar halten, beharrt 
Schily eigensinnig ohne 
nachvollziehbare Sachargu- 
mente auf seiner Position 
der Einrichtung einer reinen 
Indexdatei. Vordem Hinter- 

grund der eindeutigen Po- 
sitionen der Fachleute ist 
das unverantwortlich, denn 

damit ist eine wirkungsvol- 
le Terrorbekämpfung nicht 
möglich. 

Thomas Strobl 

Wenn Minister Schily 
nur einen Funken Durchset- 

zungsvermögen hätte, hätte 
er den Sicherungsgewahr- 
sam schon vor einem Jahr im 

Zuwanderungsgesetz haben 
können, wo er auch hin- 
gehört. Es bleibt dabei: Die 
CDU/CSU-Bundestagsfrak- 

tion hat mit zwei Gutachten 

eine tragfähige Grundlage 
für ein geordnetes Gesetz- 
gebungsverfahren vorge- 
legt, darauf sollte er sich ein- 

lassen. Jetzt heißt es konkret 
werden! 

Letztlich haben wir bei 
den öffentlichen Auftritten 

des Innenministers immer 
dasselbe erlebt: Stark in der 
Ankündigung, und dann 
kommt nur noch heiße Luft- 

Die Terrorbekämpfung 
ist zu ernst für Schauspiele- 

reien, Herr Minister. 
Hartmut Koschyk ist der 

innenpolitische Sprecher 
der CDU/CSU-Bundestags- 

fraktion, Thomas Strobl der 
Obmann der CDU/CSU- 

Bundestagsfraktion im In' 
nenausschuss des Deut- 

schen Bundestages. 
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Senioren Union 

Von der PDS nicht täuschen lassen! 
,e Senioren-Union der 

CDU Deutschlands wird 
*'<* im Bundestagswahl- 
ka"ipf nach  den  Worten 
'hres Vorsitzenden Otto 

j*Wff „auf allen Ebenen" 
^besondere auch der Dis- 
kussion über Ziele und Ver- 
legenheit der in „Links- 
Partei" umfirmierten kom- 

munistischen PDS stellen. 
»Es ist vor allem Aufga- 

be unserer Generation, der 
über 60-jährigen, die noch 
Verfolgung und Unterdrück- 

ung am eigenen Leib erfah- 
reri haben, die Tricks und 

aLjschungsmanöver dieser 
GruPpierung zu entlarven", 
j^gte Wulff. „Diese Partei 
hatesschon unterden unter- 
schiedlichsten Namen gege- 
ben: KPD, SED, PDS - und sie 
hat als Spalterpartei Millio- 
nen Menschen durch Sta- 
cheldraht, Schießbefehl und 
^auer die Freiheit genom- 
men- In der Linkspartei gibt 
man vor, die Ideologie über 

ord  geworfen  zu   haben, 

°Cr>   ihre   Führungskader 
'nd Ideologen geblieben. 

•V'ederwerden Künstlerund 
ntellektuelle zunächst um- 

worben    und    gehätschelt, 
ernach aber in den soziali- 

s ischen Realismus hinein- 
§ePrügelt. Übrig bleibt dann 
*'ne Kultur der Einöde, der 

r°hung und der Zensur." 

Otto Wulff 

Wulff forderte die Sen- 
deanstalten auf, sich nicht 
mehr durch Gysi und Lafon- 
taine bei unkritischer Mode- 
ration instrumentalisieren 
zu lassen. „Die PDS als Nach- 
folgepartei der SED hat den 
Osten Deutschlands 1989 in 
den Staatsbankrott geführt. 
Nahezu alle Probleme, unter 
denen dort die Bevölkerung 
leidet, sind eine direkte 
Folge sozialistischer Miss- 

wirtschaft und Unterdrück- 
ung. Ich fordere deshalb 
Herrn Gysi, meinetwegen 

gemeinsam mit Herrn La- 
fontaine, zu einem direkten 

Fernsehduell heraus!" 
Die Generation der über 

60-jährigen, so Wulff, habe 
inderfrüheren DDR mehr als 

40 Jahre unter Willkür, Be- 
spitzelung und der Teilung 
gelitten. „Millionen von Fa- 
milien sind in diesen Jahr- 
zehnten auseinander geris- 

sen und schikaniert worden. 
Die Protagonisten der PDS 
können das nicht mit dem 
Hinweis auf einzelne .Fehler' 
nachträglich entschuldigen. 
Es waren keine Fehler, son- 
dern systemimmanente, be- 
wusste Handlungen, die für 
Ost und West ein für alle- 
mal der Vergangenheit an- 
gehören müssen." 

Auch von der eigenen 
Partei forderte Wulff einen 
„offensiveren" Umgang mit 
der kommunistischen Ver- 
gangenheit der PDS-„Links- 
partei". So wird die PDS im- 
mer mit Verfolgung, Mauer 
und Stacheldraht in Verbin- 
dung gebracht werden. Das 
ändern auch keine neuen Eti- 
ketten oder Überläufer wie 
Lafontaine." 

Unter www.senioren. 
cdu.de erhalten Sie 
nicht nur Informatio- 
nen über die Politik der 
CDU für Senioren, son- 
dern erfahren auch et- 
was über die Möglich- 
keiten, aktiv an einem 
Politikwechsel in 
Deutschland mitzuwir- 
ken. Helfen Sie mit, 
dass es in Deutschland 
wieder aufwärts geht 
und die Interessen der 
Senioren dabei gewahrt 
werden. 
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